
Anlage 19 
zu VV Nr. 14.2.1 zu § 44 LHO 

 
 

Grundsätze für Förderrichtlinien 
 
 
I. Gliederungsschema einer Förderrichtlinie 
 
1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
2 Gegenstand der Förderung 
3 Zuwendungsempfangende oder Zuwendungsempfangender 
4 Zuwendungsvoraussetzungen 
5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
7 Verfahren 
8 Geltungsdauer 
 
II. Erläuterungen zum Gliederungsschema 
 
 Die Förderrichtlinien müssen sich grundsätzlich im Rahmen der Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO 

halten. Demgemäß sind regelmäßig nur förderungsspezifische Besonderheiten, insbesondere Anweisun-
gen zum Verfahren, notwendige Ergänzungen zu den VV/VVG und - soweit zwingend erforderlich - von 
den VV/VVG abweichende Vorschriften, in den Richtlinien zu regeln. Durch die Vorgabe eines Gliede-
rungsschemas sollen die Richtlinien vereinheitlicht, gestrafft und Aufstellung, Überprüfung und gegebe-
nenfalls Berichtigung vereinfacht werden. 

 
1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
 
 Da die im Haushaltsplan ausgewiesene Zweckbestimmung einschließlich der Erläuterung die Zielsetzung, 

die mit dem Einsatz von Landesmitteln verfolgt wird, nicht selten unvollständig umschreibt, ist es erfor-
derlich, dass der Zuwendungszweck präzisiert und erläutert wird. Die Erläuterung sollte knapp und aus-
sage- 
fähig sein, das heißt, die an die Förderung geknüpften Zielvorstellungen müssen so eindeutig bestimmt 
werden, dass sie im Rahmen späterer Erfolgskontrollen als Vergleichsbasis für die Messung und Bewer-
tung des Programmerfolgs geeignet sind. Soweit die Zuwendung dem Grunde nach auf Rechtsvorschrif-
ten beruht, ist die Rechtsgrundlage anzugeben. 

 
 Beispiel: 
 „Das Land gewährt (nach ... des Gesetzes ... sowie) nach Maßgabe dieser Richtlinien und der Verwal-

tungsvorschriften zu § 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) Zuwendungen für ... (konkrete Ziele). 
 
 Ein Anspruch der oder des Antragstellenden aufGewährung der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr 

entscheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfüg-
baren Haushaltsmittel.“ 

 
2 Gegenstand der Förderung 
 
 Hier ist anzugeben, welche Maßnahmen im Einzelnen gefördert werden sollen. Da Förderungsgegenstand 

und Förderungsziel nicht selten übereinstimmen, kann dieser Abschnitt entfallen, wenn die Maßnahmen 
bereits unter Nummer 1 erfasst werden können. Negativabgrenzungen sollten nach Möglichkeit vermieden 
werden. 

 
3 Zuwendungsempfangende oder Zuwendungsempfangender 
 
 Jede Förderrichtlinie muss den Kreis der Zuwendungsempfangenden abschließend bezeichnen. Die oder 

der Zuwendungsempfangende ist die oder der Begünstigte der Zuwendung. Es kann sich dabei um natür-
liche oder juristische Personen handeln. Soll die oder der Zuwendungsempfangende die Zuwendung an 
Dritte weiterleiten (VV/VVG Nr. 12 zu § 44), sind die von der Bewilligungsbehörde zu beachtenden Ver-
fahrensvorschriften in der Förderrichtlinie näher auszugestalten. 

 
  



4 Zuwendungsvoraussetzungen 
 
 Die zuwendungsrechtlichen Bewilligungsvoraussetzungen sind in VV/VVG Nr. 1 zu § 44 geregelt und 

von der oder dem Zuwendungsempfangenden bei der Antragstellung nachzuweisen. In die Förderrichtli-
nien sind grundsätzlich nur die Voraussetzungen aufzunehmen, die zusätzlich zu beachten sind. Bei der 
Aufnahme von zusätzlichen Bewilligungsvoraussetzungen ist ein strenger Maßstab anzulegen, um ein 
Übermaß an Detailregelungen zu vermeiden. 

 
5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
 
 Hier sind festzulegen: 
 
5.1 Zuwendungsart 
 
 Institutionelle Förderung, Projektförderung 
 
5.2 Finanzierungsart 
 
5.2.1 Teilfinanzierung 
 
5.2.1.1 Anteilfinanzierung 
 
5.2.1.2 Fehlbedarfsfinanzierung 
 
5.2.1.3 Festbetragsfinanzierung 
 
5.2.2 Vollfinanzierung 
 
 Im Interesse einer einheitlichen Entscheidungspraxis ist die Finanzierungsart in der Richtlinie konkret zu 

bezeichnen. Hierbei sollte im Bereich der Projektförderung für Investitionsförderung die Anteilfinanzie-
rung und für Betriebskostenförderung die Festbetragsfinanzierung gewählt werden. Im Bereich der insti-
tutionellen Förderung sollte im Regelfall die Fehlbedarfsfinanzierung Verwendung finden. 

 
5.3 Form der Zuwendung 
 
 Hier ist festzulegen, ob die Zuwendung als 
 

- Zuschuss/Zuweisung oder  
- Darlehen (bedingt oder unbedingt rückzahlbar) gewährt werden soll. Die Darlehenskonditionen soll-

ten so weit wie möglich in der Förderrichtlinie festgelegt werden.  
 
5.4 Bemessungsgrundlage 
 
5.4.1 Um eine einheitliche Entscheidungspraxis sicherzustellen, sind in der Förderrichtlinie die zuwendungsfä-

higen Ausgaben möglichst konkret zu bezeichnen. Negativkataloge sollen nur dann Aufnahme finden, 
wenn dies unumgänglich ist. Bei der Förderung von Hochbaumaßnahmen sind die Kostengruppen der 
DIN 276 der Bemessung zugrunde zu legen; einzelne Kostengruppen können von der Förderung ausge-
schlossen werden. 

 
5.4.2 Bei der Festlegung des Förderungssatzes/-betrages ist zu beachten, dass das „erhebliche Landesinteresse“, 

das bei der Gewährung von Zuwendungen vorliegen muss (vgl. § 23), nur dann hinreichend gewahrt ist, 
wenn von Bagatellförderungen (Betragsgrenzen siehe VV Nr. 1.5 und VVG Nr. 1.1 Satz 2 zu § 44) abge-
sehen wird. 

 
6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
 
 Unter diesem Abschnitt sind vornehmlich die Nebenbestimmungen zu konkretisieren, die förderungsspe-

zifischer Natur sind und als besondere Nebenbestimmungen (vgl. zum Beispiel VV Nr. 5.3 zu § 44) in 
den jeweiligen Zuwendungsbescheid aufzunehmen sind. 

 
 Insbesondere ist auch zu regeln, mit welchen speziellen Auflagen die oder der Zuwendungsempfangende 

zu verpflichten ist, eine spätere Erfolgsmessung und -bewertung zu ermöglichen. 



7 Verfahren 
 
 Die Förderrichtlinien sollten das Verfahren wie folgt regeln: 
 
7.1 Antragsverfahren 
 

- Antragstellung (zum Beispiel Muster, Termine)  
- Antragsweg (zum Beispiel fachliche Beteiligung anderer Stellen)  
- Antragsunterlagen (zum Beispiel Umfang der Antragsunterlagen); sofern die zu fördernde Maßnahme 

mit finanziellen Folgen für Dritte verbunden ist (zum Beispiel Kostenerstattungs- oder Beitragspflich-
ten), sollten als Antragsunterlagen auch Alternativ- oder Wirtschaftlichkeitsrechnungen verlangt wer-
den.  

 
7.2 Bewilligungsverfahren 
 
 In den Förderrichtlinien sind nur die von den VV/VVG zu § 44 abweichenden oder sie ergänzenden Re-

gelungen aufzunehmen (zum Beispiel Bewilligungsbehörde, Muster für Zuwendungsbescheide, förde-
rungsspezifische Maßnahmen zur Erfolgskontrolle). 

 
7.3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 
  
 Abweichungen von den VV/VVG zu § 44 können nur in begründeten Fällen zugelassen werden. 
 
7.4 Verwendungsnachweisverfahren 
 
 Abweichungen von den VV/VVG zu § 44 können nur in begründeten Fällen zugelassen werden. Im Hin-

blick auf die erforderliche Kontrolle des Programmerfolgs sind Regelungen für die einzelfallbezogene 
Ergebnisprüfung und -bewertung zu treffen. 

 
7.5 Zu beachtende Vorschriften 
 
 Hier ist folgende „Standardklausel“ aufzunehmen: 
 
 „Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die 

Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides 
und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten die VV/VVG zu § 44 LHO, soweit nicht in den 
Förderrichtlinien Abweichungen zugelassen worden sind.“ 

 
8 Geltungsdauer 
 
 Förderprogramme sind zur Überprüfung des Programmerfolgs grundsätzlich zu befristen. Daher sind in 

der Förderrichtlinie die Zeitpunkte anzugeben, zu denen die Förderrichtlinie in Kraft und außer Kraft tre-
ten soll. Die Geltungsdauer sollte zwei Jahre nicht überschreiten. Eine Verlängerung der Laufzeit ist nur 
möglich, wenn zugleich das Ergebnis der Überprüfung vorgelegt wird. Bei Fördermitteln aus EU-
Programmen kann die Laufzeit der Richtlinie den Gesamtzeitraum einer Förderperiode umfassen; eine 
Überprüfung nach der Hälfte der Förderperiode sollte erfolgen. 

 


